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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
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— Drucksache 12/3086 — 

Die Vertriebenenverbände und der Rechtsextremismus 

Nachdem der Parlamentarische Staatssekretär Eduard Lintner in seiner 
Antwort auf die Kleine Anfrage „Rechtsextremistische Ausschreitungen 
an der polnischen Grenze" (Drucksache 12/462) wahrheitswidrig be-
hauptete: „Die Bundesrepublik Deutschland (gemeint ist die Bundes-
regierung, Anm. U. J.) weist die Behauptung über das angebliche Trei-
ben von Rechtsextremisten in den Vertriebenenverbänden zurück", 
mußte er dies nach der Konfrontation mit den Fakten korrigieren. Später 
mußte er einräumen: „Die Vertriebenenverbände sind ebenso wie 
andere Vereinigungen immer wieder Ziel von Bemühungen von Rechts-
extremisten, Einfluß zu gewinnen" (Drucksache 12/800). Der Parlamen-
tarische Staatssekretär Eduard Lintner ließ es sich aber nicht nehmen, 
weiter eine Lanze für die Vertriebenenverbände zu brechen und er-
klärte: „Versuche, den Vertriebenenverbänden selbst extremistische 
Aktivitäten zu unterstellen, weist die Bundesregierung zurück" 
(ebenda). 

Heute muß man aus anderem Munde jedoch hören, daß der „Bund der 
Vertriebenen" (BdV) „auf radikalem Kurs" (DIE WELT, 17. Juni 1992) 
sei — so der frühere Generalsekretär Hartmut Koschyk. Hartmut Koschyk 
äußerte nach der letzten BdV-Bundesversammlung, daß es eine „häß-
liche Kampagne zur Ausgrenzung von jüngeren Kräften der Vernunft 
und der Mitte aus der künftigen Führung des BdV" (FAZ, 17. Juni 1992) 
gäbe. Eine Reihe von bekannten Unionspolitikern, die wie Hartmut 
Koschyk ein „Signal" setzen wollten, sind nicht mehr bereit, innerhalb 
der Vertriebenenverbände Verantwortung zu übernehmen, so u. a. der 
baden-württembergische Staatssekretär Gustav Wabro, der stellvertre-
tende Vorsitzende der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag, 
Kurt J. Rossmanith, und der Abgeordnete des Deutschen Bundestages 
Helmut Sauer (Salzgitter). 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung weist die Unterstellungen in der Vorbemer-
kung zur Kleinen Anfrage zurück. 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 7. August 
1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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1. Welche Bemühungen von Rechtsextremisten, auf die Vertriebenen-
verbände Einfluß zu nehmen, sind der Bundesregierung im einzel-
nen bekannt? 

2. Welche Bemühungen von welchen rechtsextremen Organisationen, 
auf die Vertriebenenverbände Einfluß zu nehmen, sind der Bundes-
regierung im einzelnen bekannt? 

Die Vertriebenenverbände sind ebenso wie andere Vereini-
gungen nach wie vor Ziel der Bemühungen von Rechtsextremi-
sten, Einfluß zu gewinnen. Nennenswert sind hier vor allem die 
Aktivitäten der NPD. Die NPD hat sich insbesondere seit 1985 
immer wieder vergeblich bemüht, die Vertriebenenverbände auf 
sich aufmerksam zu machen und dadurch eventuell zu beeinflus-
sen. Die von ihr in diesem Zusammenhang wiederholt durchge-
führten Aktionen bestanden — soweit bekannt — im wesentlichen 
in der Verteilung von Flugblättern und Parteizeitungen bei den 
jährlichen Treffen der Schlesier und Sudetendeutschen. 

 

3. Welche Bemühungen von welchen rechtsextremen Verlagen und 
Publikationsorganen, auf die Vertriebenenverbände Einfluß zu neh-
men, sind der Bundesregierung im einzelnen bekannt? 

Bemühungen rechtsextremistischer Verlage, auf die Vertriebe-

nenverbände Einfluß zu nehmen, sind nicht bekannt. 

4. Welche Erfolge konnten die Rechtsextremisten dabei erzielen (bitte 
nach den einzelnen Vertriebenenverbänden, deren Jugendverbän-
den, Untergliederungen und Publikationsorganen auflisten)? 

Die rechtsextremistischen Einflußnahmeversuche der letzten 

Jahre sind gescheitert. 

5. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich der BdV „auf radika-
lem Kurs" befindet und die „Kräfte der Vernunft und der Mitte" aus-
gegrenzt werden sollen? 

Wenn ja, auf welche Kenntnisse stützt sie sich bei dieser Beurtei-
lung? 

6. Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung gezogen, als sie der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 17. Juni 1992 und der 
Zeitung „DIE WELT" vom 17. Juni 1992 entnehmen mußte, daß sich 
der BdV „auf radikalem Kurs" befinden solle? 

Soweit die Fragesteller aufgrund der zitierten Zeitungsmeldun-
gen davon ausgehen, daß im BdV extremistische — also verfas-
sungsfeindliche — Aktivitäten festzustellen sind, kann dies nicht 
bestätigt werden. Aus den erwähnten Zitaten läßt sich eine 
gegenteilige Einschätzung nicht herleiten. Auf die Antwort zu 

Frage 4 wird hingewiesen. 


